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44. Jahrgang Nr. 2

Bekanntmachung des Landkreises Uelzen

Satzung des Beregnungsverbandes Oetzendorf

§ 1 
Name, Sitz, Verbandsgebiet

Der Verband führt den Namen Beregnungsverband Oetzendorf. 
Er hat seinen Sitz in Oetzendorf. Er ist ein Wasser- und Boden-
verband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom  
12. Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I (BGBl. I), Seite 405) zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBI.I S. 1578). 
Das Verbandsgebiet liegt im Bereich der politischen Gemeinde 
Weste und der Stadt Bad Bevensen in der Samtgemeinde Be-
vensen-Ebstorf und der Gemeinde Oetzen in der Samtgemeinde 
Rosche, in den Gemarkungen Oetzendorf, Oetzen, Kl. Hesebeck, 
Gr.Hesebeck und Höver. 

§ 2 
Mitglieder

Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer der im 
Mitgliederverzeichnis aufgeführten Grundstücke und Anlagen 
(dingliche Mitglieder), aufgestellt am 20. November 2014 vom 
Kreisverband der Wasser- und Bodenverbände Uelzen. Der Ver-
band hält das Mitgliederverzeichnis auf dem Laufenden.

§ 3 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:

1. 	 Grundstücke durch Beregnung zu bewässern,
2. 	 die wasserbehördliche Erlaubnis für die Entnahme von Was-

ser zur Beregnung der Verbandsflächen sowie öffentlich-
rechtliche Genehmigungen zu beantragen, zu vertreten und 
zu sichern.

3. 	 diese Aufgaben zu fördern und zu überwachen. 

§ 4 
Unternehmen, Plan

(1) 	Der Verband errichtet, unterhält und betreibt Anlagen, Pump-
werke und Beregnungsanlagen und führt die notwendigen Ar-
beiten dazu aus.

(2)	 Der Verband kann Abteilungen für technisch und wirtschaft-
lich abgrenzbare Teilflächen bilden. 

(3)	 Das Unternehmen ergibt sich aus dem Verbandsplan, aufge-
stellt am 20. November 2014 vom Kreisverband der Wasser- 
und Bodenverbände Uelzen. Je eine Ausfertigung wird von 
der Aufsichtsbehörde und am Sitz des Verbandes aufbewahrt. 
Der Verband führt ein Verzeichnis über den Verbandsplan und 
die dazu ergangenen Änderungen.

(4)	 Das durchgeführte Unternehmen ergibt sich aus dem Ver-
zeichnis der Anlagen nebst den dazugehörigen Ausführungs-
karten, die wie der Plan aufbewahrt werden.

§ 5 
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen

Für die Benutzung der zum Verband gehörenden Grundstücke der 
dinglichen Mitglieder gelten die Bestimmungen des § 33 WVG.

§ 6 
Verbandsschau

Die Anlagen des Verbandes sind mindestens einmal im Jahr zu 
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prüfen. Die Schau wird vom Vorstand durchgeführt. Die Mitglieder 
des Verbandes sind berechtigt, an der Schau teilzunehmen.

§ 7 
Organe

Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsversamm-
lung. 

§ 8 
Vorstand

(1)	 Der Vorstand hat einen Vorsitzenden (Verbandsvorsteher) und 
3 weitere ordentliche Mitglieder. Ein ordentliches Mitglied wird 
zum Stellvertreter des Verbandsvorstehers gewählt.

(2)	 Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Der Ver-
bandsvorsteher erhält eine jährliche Entschädigung.

§ 9 
Amtszeit

(1)	 Das Amt des Vorstandes endet am 31. Dezember, zum ersten 
Male im Jahre 2019 und später alle fünf Jahre.

(2)	 Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit ausschei-
det, ist für den Rest der Amtszeit Ersatz zu wählen.

§ 10 
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand hat die ihm im Wasserverbandsgesetz und in der 
Satzung zugewiesenen Aufgaben. Insbesondere beschließt er 
über
1.	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,
2.	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
3.	 Verträge mit einem Wert über 10.000 €, 
4.	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern und
5.	 die Aufstellung der Jahresrechnung.

§ 11 
Sitzungen des Vorstandes

Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit minde-
stens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Tagesord-
nung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist; in der La-
dung ist darauf hinzuweisen. Wer am Erscheinen gehindert ist, 
teilt dies unverzüglich dem Verbandsvorsteher mit.

§ 12 
Beschließen im Vorstand

(1)	 Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stim-
me. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Verbandsvor-
stehers den Ausschlag.

(2)	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel 
der Mitglieder anwesend sind.

(3)	 Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er be-
schlussfähig, wenn er zum zweiten Male wegen desselben 
Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht auf Form und Frist 
der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmit-
glieder zustimmen.

(4)	 Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn 
sie einstimmig von allen Vorstandsmitgliedern gefasst wur-
den.

(5)	 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist 
vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterschrei-
ben. 

§ 13 
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung hat die ihr im Wasserverbandsgesetz 
zugewiesenen Aufgaben. Sie berät den Vorstand in allen wich-
tigen Geschäften.

§ 14 
Sitzungen der Verbandsversammlung

Der Verbandsvorsteher lädt die Verbandsversammlung mit min-

destens einwöchiger Frist zu den Sitzungen ein und teilt die Ta-
gesordnung mit. In dringlichen Fällen bedarf es keiner Frist; in der 
Ladung ist darauf hinzuweisen.

§ 15 
Beschließen in der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder. Für 
das Stimmrecht gilt § 48 Abs. 3 WVG. Stimmengleichheit be-
deutet Ablehnung.

(2)	 Jedes Verbandsmitglied, das Beiträge an den Verband zu lei-
sten hat, ist berechtigt selbst oder durch einen Vertreter mit zu 
stimmen. Der Vertreter hat eine schriftliche Vollmacht vorzule-
gen.

(3) 	Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom 
Verbandsvorsteher und einem Verbandsmitglied zu unter-
schreiben.

§ 16 
Änderung der Satzung

Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung gelten die Bestim-
mungen des WVG und des Niedersächsischen Ausführungsge-
setzes zum WVG. Die Änderung der Satzung wird nach Geneh-
migung durch die Aufsichtsbehörde von dieser im Amtsblatt für 
den Landkreis Uelzen öffentlich bekannt gemacht. Die Satzungs-
änderung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht ein 
anderer Zeitpunkt festgelegt ist.

§ 17 
Beiträge

(1)	 Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die 
zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkeiten und zu 
einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich sind.

(2)	 Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen und aus Diensten 
(Sachbeiträge).

§ 18 
Beitragsverhältnis

(1)	 Die Beitragslast für die Bau- und Verwaltungskosten verteilt 
sich auf die Mitglieder im Verhältnis der Flächeninhalte der 
zum Verband gehörenden beitragspflichtigen Grundstücke.

(2)	 Die Beitragslast für die Unterhaltungskosten verteilt sich zu 
gleichen Anteilen auf die zum Verband gehörenden beitrags-
pflichtigen Grundstücke und die den Flächen zugeführten 
Wassermengen.

(3)	 Die Beitragslast für die Betriebskosten – einschließlich aller 
Aufwendungen für den Regenwart und das Wasserentnah-
meentgelt – verteilt sich auf die Mitglieder im Verhältnis der 
den Flächen zugeführten Wassermengen.

§ 19 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1)	 Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für 
die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und 
rechtzeitig zu machen und den Verband bei örtlich notwendigen 
Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen 
in den Eigentums- und Pachtverhältnissen sind dem Verband 
unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist erst vom Zeitpunkt 
der Kenntnisnahme an verpflichtet, die entsprechenden Ände-
rungen bei der Beitragsveranlagung vorzunehmen.

(2)	 Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung besteht nur gegenü-
ber Personen, die vom Verband schriftlich zur Einholung der 
Auskünfte oder zur Einsicht und Besichtigung bevollmächtigt 
sind.

(3)	 Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach 
pflichtgemäßem Ermessen durch den Verband geschätzt, 
wenn das Mitglied die Bestimmung der Abs. 1 und 2 verletzt 
hat oder es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht 
möglich ist, den Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln.

§ 20 
Hebung der Verbandsbeiträge

(1)	 Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage 
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des geltenden Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid.
(2)	 Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säum-

niszuschlag zu zahlen. Er beträgt 1 v. H. des rückständigen 
Beitrages für jeden angefangenen Monat vom Fälligkeitstage 
an. 

(3)	 Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn 
betreffenden Unterlagen zu gewähren.

§ 21 
Einstellung der Wasserlieferung

(1)	 Der Beregnungsverband ist berechtigt, die Wasserlieferung 
an das Mitglied einzustellen, wenn die fälligen Beiträge trotz 
Mahnung nicht oder nicht vollständig geleistet werden. Die 
Einstellung der Wasserlieferung seitens des Verbandes darf 
erst zwei Wochen nach schriftlicher Androhung erfolgen. Der 
Beregnungsverband kann mit der Mahnung zugleich die Ein-
stellung der Wasserlieferung androhen.

(2)	 Bei widerrechtlicher Wasserentnahme ist der Verband be-
rechtigt die Wasserlieferung nach schriftlicher Abmahnung 
einzustellen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3)	 Die vom Beregnungsverband gem. Abs. 1 unterbrochene 
Wasserlieferung wird erst nach vollständigem Ausgleich der 
dem Verband entstandenen Kosten, Beiträge, Schäden oder 
Ausfälle wieder aufgenommen.

§ 22 
Geschäftsführung, Kassenführung

Der Verband ist Mitglied des Kreisverbandes der Wasser- und 
Bodenverbände Uelzen, der alle für das Verbandsunternehmen 
erforderlichen Arbeiten durchführt. Die Geschäftsführung obliegt 
dem Geschäftsführer des Kreisverbandes. Die Kassenführung des 
Verbandes erfolgt ebenfalls durch den Kreisverband, der auch die 
Einziehung der Verbandsbeiträge vornimmt.

§ 23 
Bekanntmachungen

(1)	 Bekanntmachungen des Verbandes an seine Mitglieder erfol-
gen mittels geschlossenen Briefs.

(2)	 Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Be-
kanntmachung des Ortes, an dem Einblick in die Urkunde ge-
nommen werden kann.

§ 24 
Gesetzliche Vertretung

(1)	 Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich.

(2)	 Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und au-
ßergerichtlich für den Bereich der laufenden Verwaltung.

§ 25 
Rechtsbehelfe

Für die Rechtsmittel gelten die allgemeinen Vorschriften der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und das niedersächsische 
Ausführungsgesetz zur VwGO.

§ 26 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Landkreises Uelzen in Kraft.

§ 27 
Gleichstellungshinweis

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser 
Satzung in der männlichen Sprachform gebraucht werden, gelten 
auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.

Uelzen, den 18. Dezember 2014

Beregnungsverband Oetzendorf

Hartwig Steeb
(Verbandsvorsteher)

Die Errichtung des Beregnungsverbandes Oetzendorf und dessen 
Satzung vom 18. Dezember 2014 wird gem. § 7 Abs. 1 Nr. 1 des 
Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I 
S. 1578), hiermit genehmigt.

Der Verband entsteht mit der öffentlichen Bekanntmachung der 
Satzung.

Uelzen, den 20. Januar 2015
Dr. Blume				    (Siegel)

LANDKREIS UELZEN
– Der Landrat –

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Eimke

Der Rat der Gemeinde Eimke hat am 16. Dezember 2014 auf-
grund des Berichtes des Rechnungsprüfungsamtes des Land-
kreises Uelzen folgenden Beschluss gefasst:

„Der Rat der Gemeinde Eimke beschließt die Jahresrechnung 
2011, erteilt dem Bürgermeister für das Haushaltsjahr 2011 ge-
mäß § 129 NKomVG Entlastung und stimmt den über-/außerplan-
mäßigen Aufwendungen dieses Haushaltsjahres zu. Der Über-
schuss aus dem Jahresergebnis ist in Höhe von 13.956,39 € zur 
Deckung des Fehlbetrages aus dem kameralen Abschluss sowie 
in Höhe von 19.603,59 € zur Deckung des Fehlbetrages aus dem 
Haushaltsjahr 2010 zu verwenden.“

Der Jahresabschluss 2011 liegt – ergänzt um die Stellungnahme 
des Bürgermeisters der Gemeinde Eimke – vom Tage nach der 
Bekanntmachung an gerechnet während der Dienststunden an 
sieben Tagen im Rathaus der Samtgemeinde Suderburg, Käm-
merei, Bahnhofstraße 54, 29556 Suderburg, zur Einsichtnahme 
aus. 

Eimke, den 20. Januar 2015

Gemeinde Eimke
Dirk-Walter Amtsfeld
Bürgermeister

Haushaltssatzung der Gemeinde Rätzlingen  
für das Haushaltsjahr 2015

Aufgrund § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Rätzlingen in seiner Sitzung am 21. November 2014 fol-
gende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 

1.	 Im Ergebnishaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
1.1	der ordentlichen Erträge auf � 278.400,00 €
1.2	der ordentlichen Aufwendungen auf � 278.400,00 €
1.3	der außerordentlichen Erträge auf � 0,00 €
1.4	der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0,00 €

2. 	 Im Finanzhaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1	der Einzahlungen auf � 274.500,00 €
2.2	der Auszahlungen auf � 420.800,00 €
festgesetzt; von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 
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2.1.1 �auf Einzahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit �  274.500,00 €

2.2.1 �auf Auszahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit � 268.000,00 €

2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen � 0,00 €
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen � 150.000,00 €
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit � 0,00 €
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit � 2.800,00 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 0,00 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
0,00 € festgesetzt. 

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2015 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 45.000,00 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer 
	 1.1	� Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe �  

(Grundsteuer A)� 360 v.H.
	 1.2	 Für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 360 v.H.
2. 	 Gewerbesteuer � 360 v.H.

Rätzlingen, den 24. November 2014
(Rätzmann)
Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die Haushaltssatzung 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbe-
hörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 11. Fe-
bruar 2015 bis zum 20. Februar 2015 zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus in Rosche, im Zimmer 1.15, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten aus.

Rätzlingen, den 27. November 2014
(Rätzmann)
Gemeindedirektor 

Haushaltssatzung der Gemeinde Rosche  
für das Haushaltsjahr 2015

Aufgrund § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsge-
setz (NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Gemeinde Rosche in seiner Sitzung am 24. November 2014 fol-
gende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
1.	 Im Ergebnishaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
1.1	der ordentlichen Erträge auf � 1.678.500,00 €
1.2	der ordentlichen Aufwendungen auf � 1.669.900,00 €
1.3	der außerordentlichen Erträge auf � 0,00 €
1.4	der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0,00 €

2. 	 Im Finanzhaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1	der Einzahlungen auf � 1.702.200,00 €
2.2	der Auszahlungen auf � 1.824.000,00 €
festgesetzt; von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 

2.1.1 �auf Einzahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit � 1.497.200,00 €

2.2.1 �auf Auszahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit � 1.400.400,00 €

2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen � 205.000,00 €
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen � 345.000,00 €
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit � 0,00 €
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit � 78.600,00 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 0,00 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen entfallen. 

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2015 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 240.000,00 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer 
	 1.1	� Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe �  

(Grundsteuer A)� 400 v.H.
	 1.2	 Für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 400 v.H.
2.	 Gewerbesteuer � 400 v.H.

Rosche, den 25. November 2014
(Musik)
Gemeindedirektor 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die Haushaltssatzung 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbe-
hörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 11. Fe-
bruar 2015 bis zum 20. Februar 2015 zur öffentlichen Einsicht im 
Rathaus in Rosche, im Zimmer 1.15, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten aus.

Rosche, den 27. November 2014
(Musik)
Gemeindedirektor 

Haushaltssatzung der Gemeinde Stoetze  
für das Haushaltsjahr 2015

Aufgrund § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsge-
setz (NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Gemeinde Stoetze in seiner Sitzung am 14. November 2014 fol-
gende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
1.	 Im Ergebnishaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
1.1	der ordentlichen Erträge auf � 407.000,00 €
1.2	der ordentlichen Aufwendungen auf � 407.000,00 €
1.3	der außerordentlichen Erträge auf � 0,00 €
1.4	der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0,00 €
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2.	 Im Finanzhaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
2.1	der Einzahlungen auf � 384.500,00 €
2.2	der Auszahlungen auf � 356.700,00 €
festgesetzt; von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 

2.1.1 �auf Einzahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit � 384.500,00 €

2.2.1 �auf Auszahlungen aus laufender �  
Verwaltungstätigkeit � 356.700,00 €

2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen � 57.500,00 €
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen � 97.500,00 €
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit � 0,00 €
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit � 0,00 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 0,00 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
0,00 € festgesetzt. 

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2015 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 60.000,00 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer 
	 1.1	� Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe �  

(Grundsteuer A)� 360 v.H.
	 1.2	 Für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 360 v.H.
2. Gewerbesteuer � 360 v.H.

Stoetze, den 17. November 2014
(Musik)
Gemeindedirektor	

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die Haushaltssatzung 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbe-
hörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom  
11. Februar 2015 bis zum 20. Februar 2015 zur öffentlichen Ein-
sicht im Rathaus in Rosche, im Zimmer 1.15, während der allge-
meinen Öffnungszeiten aus.

Stoetze, den 27. November 2014

(Musik)
Gemeindedirektor 
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